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Bundesrat beschließt Baulandmobilisierungsgesetz/ Wohnungsumwandlungen 
in Hessen nicht weiter erschweren 
 
 
Sehr geehrter Herr Staatsminister, 
 
der Bundesrat hat am vergangenen Freitag, 28. Mai 2021, das Baulandmobilisierungs-
gesetz beschlossen. In dem Gesetzespaket enthalten ist auch der sehr umstrittene 
§ 250 BauGB „Umwandlungsverbot“. Diese Regelung ermächtigt Landesregierungen, 
Gebiete als angespannte Wohnungsmärkte zu bestimmen, in denen dann die Um-
wandlung von Wohnungen innerhalb von Mehrfamilienhäusern in Eigentumswohnun-
gen unter Genehmigungsvorbehalt gestellt wird. 
 
Dieser Genehmigungsvorbehalt ist so eng definiert, dass er de facto einem Umwand-
lungsverbot gleichkommt. Grundsätzlich ausgenommen von diesem Genehmigungser-
fordernis sollen Häuser mit nicht mehr als fünf Wohnungen sein. Abweichend davon 
können Länder auch eine Anzahl an Wohnungen zwischen drei und 15 vorsehen, bis 
zu welcher Umwandlungen nicht eingeschränkt werden. 
 
Ein solches Umwandlungsverbot ist ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in die Eigen-
tumsfreiheit der Wohnungseigentümer, den wir ablehnen. Außerdem wird damit priva-
ter Vermögensaufbau erschwert, der in Anbetracht des demographischen Wandels 
deutlich gestärkt werden müsste. Eine wettbewerbspolitisch sicherlich nicht ge-
wünschte Nebenwirkung besteht darin, dass vom Umwandlungsverbot vor allem 
große Investoren profitieren dürften, die komplette Mehrfamilienhäuser aufkaufen – 
denn hierfür gilt kein Umwandlungsverbot. Zudem ist in Hessen gemäß § 172 BauGB 
ein Umwandlungsverbot bereits heute begrenzt möglich. Dies ist, wenn überhaupt nö-
tig, völlig ausreichend. 
 
Politik und Wirtschaft sind sich einig im Ziel, dass es ausreichend Wohnungen geben 
muss – besonders im Ballungsraum. Für hessische Unternehmen ist das ein Standort-
faktor zur Fachkräftesicherung. Hierfür muss vor allem mehr gebaut werden können. 
Dafür braucht es freundlichere Rahmenbedingungen für private Investitionen. Ein Um-
wandlungsverbot würde diesen Investitionsrahmen jedoch deutlich verschlechtern – 
ohne, dass auch nur eine zusätzliche Wohnung entsteht. 
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Wir bitten Sie, keine Verschärfung für die Umwandlung von Mehrfamilienhäusern in Ei-
gentumswohnungen in Hessen einzuführen, um den Erwerb von Wohneigentum in 
Mehrfamilienhäusern nicht zu erschweren. 
 
Eine Kopie des Schreibens haben die Fraktionsvorsitzenden der hessischen Koalitions-
fraktionen, Frau Ines Claus MdL und Herr Mathias Wagner MdL, erhalten, ebenso die 
wohnungspolitischen Sprecher der beiden Fraktionen, Frau Hildegard Förster-Held-
mann MdL und Herr Heiko Kasseckert MdL. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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